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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 21 Ausgegeben Danzig, den 23. März 1939 

Tag Inhalt: Seite 
22. 3. 1939 Verordnung über Wertpapiere in ausländiſcher WährunnlnF nnn: 2 137 
54 Verordnung 


über Wertpapiere in ausländiſcher Währung. 
Vom 22. März 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 63 und 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Wertpapiere in ausländiſcher Währung im Sinne dieſer Verordnung ſind auf ausländiſche 
Mährung lautende Urkunden, die ihrer Art nach für den Handel an einer Wertpapierbörſe geeignet 
ſind (feſtverzinsliche Werte, Aktien und ähnliche Wertpapiere ſowie Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine). 


8 2 

Inländer im Sinne dieſer Verordnung ſind natürliche und juriſtiſche Perſonen, die ihren Wohnſitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Ort der Leitung im Inlande haben; Zweigniederlaſſungen 
eines ausländiſchen Unternehmens im Inlande und inländiſche Betriebe eines Ausländers gelten ohne 
Rücksicht darauf, ob fie rechtlich ſelbſtändig find oder nicht, als Inländer, auch wenn ſich der Ort ihrer 
Leitung im Auslande befindet. 

8 3 

(1) Inländer haben Wertpapiere in ausländiſcher Währung, über die fie kraft Eigentums oder 
aus ſonſtigem Rechtsgrunde verfügungsberechtigt ſind, in einem Depot bei einer im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig anſäſſigen Deviſenbank zu halten. 

(2) Liegen die Wertpapiere bei Inkrafttreten der Verordnung im Inlande, jedoch nicht im De— 
pot bei einer im Gebiet der Freien Stadt Danzig anſäſſigen Deviſenbank, ſo ſind ſie unverzüglich in ein 
ſolches Depot einzuliefern. Liegen die Wertpapiere im Auslande, fo iſt der Verpflichtung nach Abſ. 1 
genügt, wenn dieſe Wertpapiere unverzüglich in das Depot einer im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
anſäſſigen Deviſenbank bei einer ausländiſchen Bank eingelegt werden. 

8 4 

(1) Wertpapiere in ausländiſcher Währung dürfen nur durch Vermittlung einer im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig anſäſſigen Deviſenbank erworben oder veräußert werden. 

(2) Der Erwerb durch einen Inländer bedarf der Genehmigung der Bank von Danzig. 


8 5 
Die Bank von Danzig kann Ausnahmen von den Beſtimmungen der §8 3 und 4 Abſ. 1 zulaſſen. 
8 6 


Die Beſtimmungen dieſer Verordnung gelten nicht für: 

1. Inländer, ſoweit ihnen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit nach allgemeinen völkerrecht⸗ 
lichen Grundſätzen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen Steuern zuſteht; 

2. konſulariſche Vertreter, die Berufsbeamte ſind und die ihnen zugewieſenen Beamten, ſofern 
ſie Angehörige des Entſendeſtaates ſind, die Danziger Staatsangehörigkeit nicht beſitzen 
und außerhalb ihres Amtes oder Dienſtes im Inland keinen Beruf, kein Gewerbe und keine 
andere gewinnbringende Tätigkeit ausüben. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 31. 3. 1939.) 


138 


87 
(1) Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung werden mit Gefängnis und mit 
Geldſtrafe bis zu 100000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Die gleiche Strafe trifft 
denjenigen, der vorſätzlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben tatſächlicher Art macht oder benutzt, 
um für ſich oder einen anderen eine Genehmigung zu erſchleichen, die nach dieſer Verordnung erforder- 
lich iſt. 
(2) Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
(3) Wird die Zuwiderhandlung nur fahrläſſig begangen oder ſind mildernde Umſtände vor— 
handen, ſo tritt nur die Geldſtrafe ein. In beſonders leichten Fällen kann von Strafe abgeſehen werden. 
(4) An Stelle einer nicht einbringlichen Geldſtrafe tritt eine Gefängnisſtrafe nach Maßgabe der 
beſtehenden Vorſchriften. 
8 8 
Eine Zuwiderhandlung liegt auch vor, wenn unter Ausnutzung von Geſtaltungsmöglichkeiten des 
Bürgerlichen Rechts oder der in dieſer Verordnung aufgeſtellten Tatbeſtände ein Erfolg erzielt wird, 
der den mit dieſer Verordnung verfolgten Zwecken widerſpricht. 


8 9 
Wegen einer Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung oder einer Durchfüh— 
rungsverordnung kann ein Inländer auch dann beſtraft und verfolgt werden, wenn er die Tat im 
Auslande begangen hat. 
s 10 
(1) Neben der Strafe können die Werte, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, zu Gunſten 
der Freien Stadt Danzig eingezogen werden, auch wenn ſie dem Täter oder einem Teilnehmer nicht 
gehören; das gleiche gilt von den Werten, die durch die ſtrafbare Handlung gewonnen ſind. Iſt die 
Einziehung eines ſolchen Wertes nicht ausführbar, jo kann auf Einziehung eines entſprechenden Geld⸗ 
betrages erkannt werden; das Gericht kann dies auch nachträglich durch Beſchluß ausſprechen. 
(2) Iſt der Beſchuldigte abweſend oder kann keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt 
werden, ſo kann auf Antrag der Staatsanwaltſchaft die Einziehung ſelbſtändig durch Beſchluß des 
Gerichts ausgeſprochen werden. Gegen den Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


8 11 
Zur Aburteilung von Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung findet das Schnellverfahren 
nach $ 212 der Strafprozeßordnung (Verordnung zur Beſchleunigung der Aburteilung von Straftaten 
vom 19. Dezember 1933 — G. Bl. S. 630 —) auch dann ſtatt, wenn der Beſchuldigte ſich weder frei- 
willig ſtellt, noch infolge einer vorläufigen Feſtnahme dem Gericht vorgeführt wird. 
8 12 
(1) Die Verordnung tritt am 23. März 1939 in Kraft. 
(2) Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und Verwal⸗ 
tungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung für 
erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden und abändernden Inhalts treffen. 


Danzig, den 22. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. 21 20 Greiſer Dr. Hoppenrath 
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